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(Veröffentlichungsbedurftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EWG) Nr. 802/68 DES RATES

vom 27. Juni 1968

über die gemeinsame Begriffsbestimmung für den Warenursprung

DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf die
Artikel 111 , 113 , 155 , 227 und 235,

auf Vorschlag der Kommission ,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ,
nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Mitgliedstaaten müssen den Ursprung der einge­
führten Waren bestimmen oder prüfen, wenn die An­
wendung des Gemeinsamen Zolltarifs , der mengen­
mäßigen Beschränkungen und der anderen Maß­
nahmen des Warenverkehrs dies erfordert .

Die Mitgliedstaaten müssen den Ursprung der ausge­
führten Waren in allen Fällen bescheinigen, in denen
eine solche Bescheinigung von den Behörden der Ein­
fuhrländer verlangt wird, insbesondere wenn eine
solche Bescheinigung mit Vorteilen verbunden ist .

Bei der Bestimmung, Kontrolle und Bescheinigung des
Ursprungs wenden die Mitgliedstaaten mangels einer
internationalen Begriffsbestimmung für den Warenur­
sprung gegenwärtig ihre eigenen Vorschriften an ; die
voneinander abweichenden einzelstaatlichen Vorschrif­
ten können zu einer unterschiedlichen Anwendung des
Gemeinsamen Zolltarifs , der mengenmäßigen Be­
schränkungen und der anderen Vorschriften für den
Warenverkehr mit Drittländern sowie zu einer unter­
schiedlichen Ausstellung von Ursprungszeugnissen für
die nach dritten Ländern ausgeführten Waren führen.

Es ist deshalb notwendig, auf diesem Gebiet gemein­
same Vorschriften für alle Mitgliedstaaten auszuar­
beiten .

Waren, die ohne Verwendung aus anderen Ländern
eingeführter Erzeugnisse vollständig in einem bestimm­
ten Land hergestellt worden sind, sind als Ursprungs­
erzeugnisse dieses Landes anzusehen . Es muß daher
festgelegt werden, welche Waren zu dieser Gruppe
gehören .

Infolge der Entwicklung des internationalen Waren­
verkehrs und der fortschreitenden internationalen
Arbeitsteilung sind in immer stärkerem Maße Unter­
nehmen verschiedener Länder nacheinander an der
Herstellung einer Ware beteiligt ; es muß daher fest­
gelegt werden, welches Land als Ursprungsland der
betreffenden Ware .anzusehen ist .

Es ist gerechtfertigt, als Ursprungsland das Land
anzusehen, in dem die letzte wesentliche und wirt­
schaftlich gerechtfertigte Be- oder Verarbeitung vor­
genommen wurde.

Der Begriff des Ursprungs der Mineralölerzeugnisse
kann gegenwärtig nicht bestimmt werden .

Der Ursprung einer Ware wird im allgemeinen durch
ein Ursprungszeugnis nachgewiesen, das von einer Be­
hörde oder einer anderen dazu ermächtigten Stelle aus­
gestellt worden ist. Es gilt daher festzulegen, welche
Bedingungen dieses Zeugnis erfüllen muß, damit es als
Beweismittel verwendet werden kann.

Es ist angezeigt, den Begriff des Ursprungs in der
Gemeinschaft zu bestimmen. Wenn die Erfordernisse
des Ausfuhrhandels dies verlangen, kann jedoch in
dem Ursprungszeugnis bescheinigt werden, daß die
Waren ihren Ursprung in einem Mitgliedstaat haben.

Es ist wichtig, die einheitliche Anwendung der Vor­
schriften dieser Verordnung zu gewährleisten und ein
Gemeinschaftsverfahren einzuführen, das es ermög­
licht, die notwendigen Durchführungsbestimmungen
zu erlassen. Zu diesem Zweck und im Hinblick auf
ein enge und wirksame Zusammenarbeit zwischen der
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Kommission und den Mitgliedstaaten muß ein Aus­
schuß eingesetzt werden.

Die Vorschriften dieser Verordnung betreffen sowohl
die Handelspolitik gegenüber Drittländern als auch
den freien Warenverkehr in der Gemeinschaft, insbe­
sondere die einheitliche Anwendung des Gemeinsamen
Zolltarifs ; unter dem letztgenannten Gesichtspunkt
verleihen die betreffenden Artikel des Vertrages den
Organen der Gemeinschaft keine Befugnis , verbindliche
Vorschriften über die gemeinsame Begriffsbestimmung
für den Warenursprung zu erlassen ; die Vorschriften
dieser Verordnung müssen daher auch auf Artikel 235
gestützt werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

In dieser Verordnung wird der Begriff des Waren­
ursprungs zu folgenden Zwecken bestimmt :

a) zur einheitlichen Anwendung des Gemeinsamen
Zolltarifs, der mengenmäßigen Beschränkungen
und aller anderen Maßnahmen der Gemeinschaft
oder der Mitgliedstaaten für die Einfuhr von Waren ;

b) zur einheitlichen Anwendung aller Maßnahmen der
Gemeinschaft oder der Mitgliedstaaten für die Aus­
fuhr von Waren ;

c) zur Ausstellung von Ursprungszeugnissen.

(2) Als vollständig in einem Land gewonnene oder
hergestellte Waren gelten :

a) mineralische Stoffe , die im Gebiet dieses Landes
gewonnen worden sind ;

b) pflanzliche Erzeugnisse, die in diesem Land geerntet
worden sind ;

c) lebende Tiere, die in diesem Land geboren oder
ausgeschlüpft sind und die dort aufgezogen worden
sind ;

d) Erzeugnisse, die von in diesem Land gehaltenen
lebenden Tieren gewonnen worden sind ;

e) Jagdbeute und Fischfänge, die in diesem Land er­
zielt worden sind ;

f) Erzeugnisse der Seefischerei und andere Meeres­
erzeugnisse, die von Schiffen aus gefangen worden
sind, die in diesem Land ins Schiffsregister ein­
getragen oder angemeldet sind und die die Flagge
dieses Landes führen ;

g) Waren, die an Bord von Fabrikschiffen aus unter
Buchstabe f) genannten Erzeugnissen hergestellt wor­
den sind, die ihren Ursprung in diesem Land
haben, sofern die Fabrikschiffe in diesem Land ins
Schiffsregister eingetragen oder angemeldet sind und
die Flagge dieses Landes führen ;

h) Erzeugnisse, die aus dem Meeresboden außerhalb
der Hoheitsgewässer gewonnen worden sind, sofern
dieses Land zum Zweck der Nutzbarmachung
Ausschließlichkeitsrechte über diesen Teil des
Meeresbodens ausübt ;

i ) Ausschuß und Abfälle, die bei einer Produktions­
tätigkeit anfallen, und Altwaren, wenn sie in die­
sem Land gesammelt worden sind und nur zur
Gewinnung von Rohstoffen verwendet werden kön­
nen ;

j ) Waren, die in diesem Land ausschließlich aus
den unter den Buchstaben a) bis i ) genannten
Waren oder ihren Folgeerzeugnissen jeglicher Her­
stellungsstufe hergestellt worden sind.

Artikel 5

Eine Ware, an deren Herstellung zwei oder mehrere
Länder beteiligt sind, hat ihren Ursprung in dem
Land, in dem die letzte wesentliche und wirtschaft­
lich gerechtfertigte Be- oder Verarbeitung stattge­
funden hat, die in einem dazu eingerichteten Unter­
nehmen vorgenommen worden ist und zur Herstellung
eines neuen Erzeugnisses geführt hat oder eine be­
deutende Herstellungsstufe darstellt .

Artikel 6

Im Falle einer Be- oder Verarbeitung, bei der festge­
stellt worden ist oder bei der die festgestellten
Tatsachen die Vermutung rechtfertigen, daß sie nur die

Artikel 2

Diese Verordnung läßt Sonderregelungen für den
Warenverkehr zwischen der Gemeinschaft oder den
Mitgliedstaaten einerseits und den Ländern anderer­
seits unberührt, denen gegenüber die Gemeinschaft
oder die Mitgliedstaaten durch Übereinkommen ge­
bunden sind, die Abweichungen von der Meistbe­
günstigungsklausel enthalten, insbesondere Überein­
kommen über die Errichtung einer Zollunion oder
einer Freihandelszone.

Artikel 3

Diese Verordnung findet auf die in Anhang I aufge­
führten Mineralölerzeugnisse keine Anwendung. Der

Begriff des Ursprungs dieser Erzeugnisse wird später
bestimmt.

Artikel 4

(1 ) Waren, die vollständig in einem Land gewonnen
oder hergestellt worden sind, haben ihren Ursprung in
diesem Land.
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werden, müssen die Bedingungen des Artikels 9
Absatz 1 Buchstaben a) und b) erfüllen.

(2) In diesen Ursprungszeugnissen wird bescheinigt,
daß die Waren ihren Ursprung in der Gemeinschaft
haben.

Falls dies für den Ausfuhrhandel notwendig ist , kann
darin jedoch bescheinigt werden, daß die Waren ihren
Ursprung in einem Mitgliedstaat haben.

Sind die Bedingungen des Artikels 5 nur durch mehrere
in verschiedenen Mitgliedstaaten ausgeführte Be- oder
VerarbeitungsVorgänge erfüllt worden, so darf nur der
Ursprung in der Gemeinschaft bescheinigt werden .

(3 ) Die Mitgliedstaaten treffen geeignete Maßnah­
men, damit die von ihren Behörden oder den dazu
ermächtigten Stellen ausgestellten Ursprungszeugnisse
spätestens am Ende der Übergangszeit gemäß den
Bestimmungen des Anhangs II ausgestellt werden, so­
weit die Erfordernise des Ausfuhrhandels dem nicht
entgegenstehen .

Artikel 11

Jeder Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission über
die Maßnahmen, die er auf oberster Verwaltungs­
ebene zur Anwendung dieser Verordnung trifft , so­
wie über die Probleme, die sich bei der Anwen­
dung dieser Verordnung ergeben . Die Kommission teilt
diese Angaben unverzüglich den anderen Mitglied­
staaten mit .

Artikel 12

( 1 ) Es wird ein Ausschuß für Ursprungsfragen —
im folgenden „Ausschuß" genannt — eingesetzt, der
aus Vertretern der Mitgliedstaaten besteht und in
dem ein Vertreter der Kommission den Vorsitz führt .

(2) Der Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung.

Umgehung von Bestimmungen bezweckt, die in der
Gemeinschaft oder in den Mitgliedstaaten für Waren
bestimmter Länder gelten, kann den so gewonnenen
Waren nicht im Sinne von Artikel 5 die Eigenschaft
von Ursprungserzeugnissen des Be- oder Verarbei­
tungslandes zuerkannt werden .

Artikel 7

Zubehör und Ersatzteile sowie Werkzeugausstattun­
gen, die gleichzeitig mit Geräten , Maschinen, Appa­
raten oder Fahrzeugen geliefert werden, zu deren
normaler Ausrüstung sie gehören , haben den Ursprung
der betreffenden Geräte, Maschinen, Apparate oder
Fahrzeuge .

Die Bedingungen, unter denen die in Absatz 1 ge­
nannte Vermutung des Ursprungs auch für wesent­
liche Ersatzteile für bereits früher gelieferte Geräte ,
Maschinen, Apparate oder Fahrzeuge gilt , werden
nach dem Verfahren des Artikels 14 festgelegt .

Artikel 8

Für die Anwendung der Artikel 4 bis 7 gelten die
Mitgliedstaaten als einheitliches Gebiet .

Artikel 9

(1 ) Ist der Ursprung von Waren bei der Einfuhr
durch ein Ursprungszeugnis nachzuweisen, so muß
dieses Zeugnis folgende Bedingungen erfüllen :
a) es muß von einer Behörde oder einer anderen
vom Ausstellungsland dazu ermächtigten und zuver­
lässigen Stelle ausgestellt sein ;

b) es muß alle Angaben enthalten, die zur Feststellung
der Nämlichkeit der Waren erforderlich sind, auf
die es sich bezieht, insbesondere

— Zahl, Art, Zeichen und Nummern der Pack­
stücke,

— Art, Roh- und Reingewicht der Waren,

— Name des Absenders ;

c) es muß eindeutig bescheinigen, daß die darin auf­
geführten Waren ihren Ursprung in einem be­
stimmten Land haben.

(2) Auch bei Vorlage eines Ursprungszeugnisses ,
das die Bedingungen des Absatzes 1 erfüllt, können
die zuständigen Behörden, wenn ernsthafte Zweifel
bestehen, weitere Beweismittel verlangen, um sicher­
zustellen , daß die Angabe des Ursprungs den Regeln
dieser Verordnung oder den dazu erlassenen Durch­
führungsbestimmungen entspricht.

Artikel 10

( 1 ) Ursprungszeugnisse für Waren, die ihren Ur­
sprung in der Gemeinschaft haben und ausgeführt

Artikel 13

Der Ausschuß kann alle die Anwendung dieser Ver­
ordnung betreffenden Fragen prüfen, die ihm der Vor­
sitzende von sich aus oder auf Antrag des Vertreters
eines Mitgliedstaats unterbreitet .

Artikel 14

(1 ) Die zur Durchführung der Artikel 4 bis 7, 9
und 10 erforderlichen Vorschriften werden nach dem
Verfahren der Absätze 2 und 3 erlassen.

(2) Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem
Ausschuß einen Entwurf der zu erlassenden Vorschrif­
ten . Der Ausschuß nimmt zu diesem Entwurf inner­
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halb einer Frist Stellung, die der Vorsitzende nach
der Dringlichkeit der betreffenden Frage bestimmen
kann . Die Stellungnahme kommt mit einer Mehrheit
von zwölf Stimmen zustande , wobei die Stimmen der
Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des Ver­
trages gewogen werden ; der Vorsitzende nimmt an der
Abstimmung nicht teil .

(3 ) a) Die Kommission erläßt die in Aussicht ge­
nommenen Vorschriften , wenn sie der Stellung­
nahme des Ausschusses entsprechen .

b) Entsprechen die in Aussicht genommenen Vor­
schriften nicht der Stellungnahme des Aus­
schusses oder ist keine Stellungnahme ergan­
gen, so schlägt die Kommission dem Rat un­
verzüglich die zu erlassenden Vorschriften vor.
Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit .

c ) Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei
Monaten, nachdem ihm der Vorschlag über­
mittelt worden ist , keinen Beschluß gefaßt, so
werden die vorgeschlagenen Vorschriften von
der Kommission erlassen .

Artikel 15

Werden durch die in Artikel 14 genannten Vorschrif­
ten die Vorschriften eines Mitgliedstaats über die
Ausstellung von Ursprungszeugnissen für die Ausfuhr
derart geändert, daß hierdurch eine wirtschaftliche
Tätigkeit beeinträchtigt wird , so kann die Kommis­
sion den betreffenden Mitgliedstaat auf seinen Antrag
ermächtigen, die Anwendung der in Artikel 14 ge­
nannten Vorschriften bei einem bestimmten Erzeugnis
um einen Zeitraum von höchstens einem Jahr nach In­
krafttreten dieser Vorschriften hinauszuschieben .

Dieser Artikel gilt für die Dauer von fünf Jahren vom
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung an .

Artikel 16

Diese Verordnung gilt auch in den französischen über­
seeischen Departements .

Artikel 17

Diese Verordnung tritt am 1 . Juli 1968 in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Geschehen zu Luxemburg am 27. Juni 1968 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

E. FAURE

ANHANG I

Liste der Mineralölerzeugnisse (Artikel 3 )

Nummer
des Gemeinsamen

Zolltarifs
Warenbezeichnung

ex 27.07 B I

27.09

27.10

Aromatenreiche Öle im Sinne der Vorschrift 2 zu Kapitel 27, bei
deren Destillation mehr als 65 Raumhundertteile bis 250° C über­
gehen (einschließlich Benzin-Benzol-Gemische), zur Verwendung als
Kraft- oder Heizstoffe

Erdöl und Öl aus bituminösen Mineralien, roh

Erdöl und Öl aus bituminösen Mineralien , ausgenommen rohe Öle ;
Zubereitungen mit einem Gehalt an Erdöl oder Öl aus bituminösen
Mineralien von 70 Gewichtshundertteilen oder mehr, in denen diese
Öle den Charakter der Waren bestimmen, anderweit weder genannt
noch inbegriffen

27.11 Erdgas und andere gasförmige Kohlenwasserstoffe
27.12 Vaselin
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Nummer
des Gemeinsamen

Zolltarifs
Warenbezeichnung

27.13

27.14

27.15

27.16

29.01 A I

29.01 B II a )

29.01 D I a)

ex 34.03 A

ex 34.04

38.14 B I a)

38.19 E

Paraffin , Erdölwachs , Wachs aus bituminösen Mineralien , Ozokerit,
Montanwachs , Torfwachs , paraffinische Rückstände (z . B. Gatsch ,
slack wax), auch gefärbt
Bitumen , Petrolkoks und andere Rückstände aus Erdöl oder Öl aus
bituminösen Mineralien

Naturasphalt ; bituminöse Schiefer und Sande ; Asphaltgestein
Bituminöse Gemische auf der Grundlage von Naturasphalt, Bitumen,
Mineralteer oder Mineralteerpech (z . B. Asphaltmastix, Verschnitt­
bitumen)

Kohlenwasserstoffe, acyclische, zur Verwendung als Kraft- oder
Heizstoffe

Kohlenwasserstoffe, alicyclische, ausgenommen Cycloterpene , andere,
zur Verwendung als Kraft- oder Heizstoffe
Benzol , Toluol , Xylole , zur Verwendung als Kraft- oder Heizstoffe
Zubereitete Schmiermittel mit einem Gehalt an Erdöl oder Öl aus
bituminösen Mineralien von weniger als 70 Gewichtshundertteilen

Künstliche Wachse, einschließlich wasserlösliche ; zubereitete Wachse ,
nicht emulgiert und ohne Lösungsmittel ; auf der Grundlage von
Paraffin, Erdölwachs oder Wachs aus bituminösen Mineralien ,
paraffinischen Rückständen

Antiklopfmittel , Antioxydantien, Antigums , Viskositätsverbesserer ,
Antikorrosivadditives und ähnliche zubereitete Additives für Mineral­
öle, andere, für Schmierstoffe , Erdöl oder Öl aus bituminösen Mine­
ralien enthaltend

Alkylengemische

ANHANG 11

Vorschriften für die Ausstellung von Ursprungszeugnissen

1 . Das Ursprungszeugnis wird auf schriftlichen Antrag des Beteiligten ausgestellt.
Wenn die Umstände es rechtfertigen , insbesondere wenn der Beteiligte regelmäßig Ausfuhr­
geschäfte tätigt, können die Mitgliedstaaten auf einen Antrag für jedes einzelne Ausfuhr­
geschäft verzichten , sofern die Beachtung der Vorschriften dieser Verordnung gewährleistet ist.

2 . Der Vordruck für den Antrag wird in der Amtssprache oder in einer oder mehreren Amts­
sprachen des ausführenden Mitgliedstaats abgefaßt . Der Vordruck für das Ursprungszeugnis
wird in einer oder mehreren Amtssprachen der Gemeinschaft oder nach den Gepflogenheiten
und Erfordernissen des Handels in einer anderen Sprache abgefaßt .

3 . Die Vordrucke für Antrag und Ursprungszeugnis werden in Maschinenschrift oder hand­
schriftlich in einer Amtssprache der Gemeinschaft oder nach den Gepflogenheiten und
Erfordernissen des Handels in einer anderen Sprache ausgefüllt, wobei auf Übereinstimmung
zu achten ist . Bei der handschriftlichen Ausfüllung werden Tinte und Druckschrift verwendet .

4 . Der Vordruck für das Ursprungszeugnis hat das Format 21 x 30 cm. Es ist holzfreies, geleim­
tes Schreibpapier mit einem Gewicht von mindestens 64 Gramm je Quadratmeter zu verwen­
den . Es ist mit einem bräunlichen guillochierten Überdruck zu versehen, auf dem jede auf
mechanischem oder chemischem Wege vorgenommene Fälschung sichtbar wird .

5 . Die Mitgliedstaaten können sich den Druck der Vordrucke für die Ursprungszeugnisse vor­
behalten oder ihn Druckereien überlassen , die sie zugelassen haben . Im letzteren Fall muß
jeder Vordruck einen Hinweis auf die Zulassung sowie das Unterscheidungszeichen der
Druckerei enthalten.


